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         Einleitung
         

      

      Über das bedingungslose Grundeinkommen (BGE) wird gegenwärtig in vielen Ländern kontrovers
         diskutiert. Die sozialphilosophische Idee, sämtliche Bürger/innen vom Arbeitszwang
         zu befreien und gleichzeitig Armut zu vermeiden, indem der Staat allen Gesellschaftsmitgliedern
         einen gleich hohen, ihre materielle Existenz auf einem Mindestniveau sichernden Betrag
         zahlt, hat eine lange Geschichte. Seit der englische Humanist Thomas Morus den Grundgedanken
         in seiner 1516 erschienenen Abhandlung über die fiktive Insel Utopia erstmals umrissen
         hat, reißen die Vorschläge zur Umgestaltung einer Gesellschaft nach diesem Modell
         nicht ab. Durch die Verbindung der Gerechtigkeitsvorstellungen eines utopischen Sozialismus,
         bürgerlicher Gleichheitsideale und zentraler Funktionselemente der Marktökonomie gewann
         das Konzept im Übergang zum 21. Jahrhundert noch an Bedeutung.
      

      In seiner heutigen Form wäre das bedingungslose Grundeinkommen ein steuerfinanzierter
         Universaltransfer, den sämtliche (Wohn-)Bürger/innen zwecks Sicherstellung ihres Lebensunterhalts
         ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Verpflichtung zur Erwerbsarbeit erhalten würden.
         Damit ist, wenn man seinen Befürworter(inne)n glaubt, nach der permanenten „Flickschusterei“
         am Sozialstaat, die über Jahrzehnte hinweg nur immer neue Probleme erzeugt und Streitigkeiten
         ohne Ende hervorgerufen hat, ein politischer Befreiungsschlag und die Verwirklichung
         sozialer Gerechtigkeit mit einem radikalen Schnitt möglich. Der angestrebte Paradigmenwechsel
         erscheint vielen Menschen geradezu als Erlösung aus dem Jammertal der Konflikte. Sie
         hoffen, durch das Grundeinkommen vom bisherigen Elend der Armen, die um Almosen betteln,
         und der ständigen Reformen, die – wie das im Volksmund als „Hartz IV“ bezeichnete
         Gesetzespaket – nur immer neue Verschlechterungen bewirkt haben, befreit zu werden.
      

      Neben begeisterten Anhänger(inne)n der Idee gibt es jedoch in mindestens gleich hoher
         Anzahl entschiedene BGE-Gegner/innen, die bemängeln, dass es die Finanzkraft des Steuerstaates
         überfordern und mit seiner Einführung nicht bloß der bestehende Sozialstaat zerstört,
         vielmehr auch die soziale Ungleichheit verstärkt würde. Dies könnte bei einer allgemeinen
         Subventionierung der Löhne und Gehälter sowie einer damit verbundenen Umverteilung
         von Einkommen zugunsten der Arbeitgeber oder bei seiner Finanzierung über ein zum
         Nachteil von Gering- und Normalverdiener(inne)n sowie von Transferleistungsempfänger(inne)n
         verändertes Steuersystem geschehen. Insgesamt werde durch die Einführung eines Grundeinkommens
         dort Gleiches zur Norm, wo Ungleichbehandlung um der sozialen Bedarfsgerechtigkeit
         willen erforderlich sei, heißt es weiter.
      

      Manchem erscheint die Debatte über das bedingungslose Grundeinkommen als Prinzipienstreit,
         in dem es den Kontrahent(inn)en um tragende Wertvorstellungen hinsichtlich der künftigen
         Gesellschaftsentwicklung geht: Für die einen sind die bisherigen Geld-, Sach- und
         Dienstleistungen des bestehenden Sozialstaates teilweise weniger großzügig, aber womöglich
         zielgenauer; für die anderen soll dieses Sozialmodell durch ein neues Sicherungsarrangement
         für alle Wohnbürger/innen ersetzt werden, das diese aus den Zwängen eines bürokratischen
         Systems befreit und es ihnen ermöglicht, frei über ihre Arbeits- und Lebensbedingungen
         zu entscheiden.
      

      Um einen fruchtbaren Meinungsaustausch über das Für und Wider des Grundeinkommens
         zu ermöglichen, müssen die Interessen seiner Befürworter/innen und Gegner/innen offengelegt,
         Zusammenhänge zwischen deren Positionen zum Grundeinkommen und ihren gesellschaftspolitischen
         Zielen hergestellt sowie die ideengeschichtlichen und ideologischen Hintergründe beleuchtet
         werden, um die es in der BGE-Diskussion geht.
      

      Der vorliegende Sammelband vereinigt Beiträge von Autor(inn)en, die das bedingungslose
         Grundeinkommen teilweise schon lange fordern, und Texte von dessen Kritikern. In zwei
         aufeinanderfolgenden Gliederungsblöcken werden jeweils sechs Plädoyers sachkundiger
         Befürworter/innen und Kritiker des Grundeinkommens gegenübergestellt, um die Argumente
         beider Seiten gleichermaßen zur Geltung kommen zu lassen. Dabei ließen sich Überschneidungen
         und Wiederholungen nicht immer vermeiden; sie waren aber hinnehmbar, um die möglichst
         authentische Darstellung der jeweiligen Position zu gewährleisten.
      

      Der dritte Gliederungsblock beginnt mit einem Rückblick auf das finnische Experiment
         und wird durch einen Text ergänzt, der die Möglichkeit einer praktischen Erprobung
         des Grundeinkommens problematisiert. Abschließend wird erörtert und an Beispielen
         erläutert, auf welche Art der Gegenstand „Grundeinkommen“ in der sozialwissenschaftlichen
         Bildung dem fachdidaktischen Kontroversitätsprinzip entsprechend behandelt werden
         kann. Hinweise auf die deutschsprachige Literatur schließen den Band ab, mit dem wir
         als Herausgeber den Leser(inne)n eine kritische Reflexion der Argumente pro und contra
         Grundeinkommen erleichtern möchten.
      

      Köln/Bonn, im Sommer 2018

      Christoph Butterwegge und Kuno Rinke

   
      
         IWas für das Grundeinkommen spricht

      

   
      
         Thomas Straubhaar

         Was ist ein Grundeinkommen und wie funktioniert es?
         

      

      Das bedingungslose Grundeinkommen ist ein zugleich liberales, egalitäres und individualistisches
         Konzept. Es stellt keine paternalistischen Vorbedingungen an staatliche Hilfe und
         wird bedingungslos allen, unbesehen persönlicher Verhaltensweisen und Eigenschaften,
         Lebens- oder Familienformen in Höhe des soziokulturellen Existenzminimums vom Staat
         gewährt. Alle werden unabhängig von Alter, Geschlecht, Familienstand, Beruf, Qualifikationen
         und Kenntnissen oder Wohnort gleich behandelt.
      

      
         
            1.Eine alte Idee findet neuen Zulauf

         

         „Es gibt Ideen, die ihren Weg zwar langsam machen, die aber nicht einfach wieder weggehen,
            weil nicht jedermann sie sogleich aufnimmt. Dazu gehört der Gedanke, daß es für alle
            Bürger entwickelter, zivilisierter Gesellschaften ein garantiertes Mindesteinkommen
            geben sollte.“1 Was Lord Dahrendorf – ehemaliger Vorstandsvorsitzender der liberalen Friedrich-Naumann-Stiftung
            für die Freiheit – bereits vor 30 Jahren erkannte, bewahrheitet sich auch beim Grundeinkommen:
            Gut Ding will Weile haben!
         

         Die Idee des Grundeinkommens ist nämlich alles andere als neu. Ganz im Gegenteil:
            Sie ist „uralt“.2 Wenn man von Thomas Morus, Thomas Spence und anderen mittelalterlichen Vordenkern
            dieser Idee absieht, gehen ihre Ursprünge auf das 19. Jahrhundert zurück. Zu den bekanntesten
            Befürworter(inne)n im 20. Jahrhundert gehörten die britische Ökonomin und Politikerin
            Juliet Rhys-Williams sowie die US-amerikanischen Ökonomen Milton Friedman und James
            Tobin. Lady Rhys-Williams machte bereits 1943 den sozialpolitisch motivierten Vorschlag
            eines existenzsichernden Sozialtransfers an alle: “The State owes precisely the same
            benefits to all of its citizens, and should in no circumstances pay more to one than
            to another of the same sex and age, except in return for services rendered.”3 Für Rhys-Williams war der Wegfall einer entwürdigenden „Bittstellerei“ und einer
            von Misstrauen geprägten fortwährenden Kontrolle durch staatliche Behörden der entscheidende
            Vorteil einer staatlichen Existenzsicherung ohne Gegenleistung.
         

         Milton Friedman prägte den Begriff „negative Einkommensteuer“ als Verknüpfung von
            Einkommensteuer und Sozialtransfers und brachte diese Idee in den 1960er-Jahren erneut
            in die Diskussion.4 James Tobin entwickelte auf derselben Basis das Konzept einer garantierten staatlichen
            Mindestsicherung.5 Die Ideen von Friedman und Tobin wurden danach vom ehemaligen Harvard-Ökonom Philippe
            van Parijs aufgegriffen, der sich vehement für das Grundeinkommen einsetzte und 1986
            das heutige Basic Income Earth (damals noch: European) Network (BIEN) gründete.6

         In (West-)Deutschland begann in den 1980er-Jahren eine Diskussion über ein von der
            Erwerbsarbeit entkoppeltes staatlich finanziertes garantiertes Grundeinkommen.7 Sie wurde dann von der „Agenda 2010“ und den Hartz-Reformen befeuert. Denn die Konzepte
            „Fördern und Fordern“ (in Deutschland) bzw. „Workfare statt Welfare“ (in den USA)
            erschienen vielen zynisch: Staatliche Unterstützung an eine Erwerbspflicht zu koppeln,
            „obgleich für Millionen diese Erwerbsarbeit nicht zugänglich ist“, wirkt (bis heute
            und im Zeitalter der Digitalisierung mehr denn je) widersprüchlich.8

         In schwierigen Diskussionen um die Neugestaltung des Sozialstaates während Zeiten
            einer immens hohen Arbeitslosigkeit gewann das bedingungslose Grundeinkommen gegen
            Mitte des vergangenen Jahrzehnts neuen Zulauf. Populär wurde die Forderung „Einkommen
            für alle“ von Götz W. Werner.9 Der anthroposophisch argumentierende Gründer und Chef der „dm“-Drogeriemarktkette
            wollte einer „neuen Ethik“ und damit auch dem Unternehmertum („Lebensunternehmer“)
            zum Durchbruch verhelfen: „Du bekommst ein Grundeinkommen und hast damit die Möglichkeit,
            ja die Bringschuld, deine Talente in der Gesellschaft wirksam werden zu lassen. Zeig,
            was du kannst! […] Gewiss aber ist, dass mehr geleistet würde und damit mehr verteilt
            werden könnte. Der Kuchen würde größer! Und das Geld würde sinnvoller genutzt.“10

         Politisch wurde das bedingungslose Grundeinkommen vom damaligen Thüringer Ministerpräsidenten
            Dieter Althaus vorangetrieben. Er legte im Sommer 2006 das Konzept des „Solidarischen
            Bürgergeldes“ vor.11 Der Vorschlag wurde heftig und breit diskutiert.12 Dabei standen drei Aspekte besonders in der Kritik, auf die im Folgenden einzugehen
            sein wird:
         

         Erstens bezweifelte man die Finanzierbarkeit.13 Zweitens wurde das Grundeinkommen als „Arbeitsplatzvernichtungsprämie“ gebrandmarkt,
            das „vielen Erwerbslosen irrigerweise als ‚Schlaraffenland ohne Arbeitszwang‘ erscheint,
            in Wirklichkeit aber ein wahres Paradies für Unternehmer wäre, in dem Arbeitnehmer
            weniger Rechte und Gewerkschaften keine (Gegen-)Macht mehr hätten.“14 Und drittens wurde die Bedingungslosigkeit als falsches Signal bewertet, das Arbeitsanreize
            untergrabe und dazu führe, dass „sich Menschen weniger als bisher qualifizieren und
            weniger als bisher arbeiten.“15

         Natürlich sind die kritischen Gegenstimmen ernsthaft zu prüfen. Aber die meisten Einwände
            richten sich nicht allein auf das bedingungslose Grundeinkommen. Sie zielen ganz grundsätzlich
            auf die Zukunft des Sozialstaates. Der wird jedoch bei einem „Weiter so wie bisher!“
            stärker gefährdet sein als durch das Grundeinkommen. Die Digitalisierung wird mehr
            Arbeitsplätze vernichten und die Ineffektivität einer aktivierenden Sozialpolitik
            heftiger aufdecken, als deren Befürworter/innen vermuten. Deshalb dürfen Zukunftsrisiken
            nicht isoliert für das bedingungslose Grundeinkommen, sondern müssen im Vergleich
            zum Bestehenden und zu den Alternativen bewertet werden.
         

         Der länger andauernde wirtschaftliche Aufschwung hat mitgeholfen, die grundsätzlichen
            Probleme des heutigen Sozialstaates zu vernebeln. Eine generelle Reform schien weniger
            dringend als schon zu Zeiten hoher Massenarbeitslosigkeit um die Mitte des vergangenen
            Jahrzehnts. Aber erst schleichend, dann beschleunigt durch die strukturellen demografischen,
            gesellschaftlichen und ökonomischen Veränderungen und schließlich befeuert durch die
            Folgewirkungen der Digitalisierung erhält das bedingungslose Grundeinkommen wieder
            stärkere Aufmerksamkeit.
         

         Insbesondere die Analysen der beiden Forscher Erik Brynjolfsson und Andrew McAfee
            am Massachusetts Institute of Technology (MIT) führten zu der Frage, wie menschliche
            Arbeit im „Zweiten Zeitalter der Maschine“ gegenüber Robotern mit künstlicher Intelligenz
            bestehen könne.16 Auch wenn die Autoren der Bedingungslosigkeit eines Grundeinkommens skeptisch gegenüberstanden,
            plädierten sie doch für eine negative Einkommensteuer.
         

         Wissenschaftler wie Christoper Pissarides oder der britische Ökonom Anthony Atkinson
            suchten ebenfalls nach neuen Antworten auf die sozialen (Verteilungs-)Fragen, die
            durch die Digitalisierung aufgeworfen werden.17 Auch einige Manager/innen schlossen sich der Forderung nach einem bedingungslosen
            Grundeinkommen an, darunter Sheryl Sandberg von Facebook oder Dileep George von Vicarious,
            der davon überzeugt ist, dass „Maschinen die besseren Menschen sein“ werden.18

         Unter dem Eindruck der Diskussionen auf dem Weltwirtschaftsforum 2016 in Davos forderte
            dessen Gründer Klaus Schwab als Folge der Vierten Industriellen Revolution dann auch
            prompt Lösungen, „die allen ein Mindesteinkommen garantieren“.19 Weiter sagte Schwab: „Ganz offensichtlich verändert die Digitalisierung etwas sehr
            Grundsätzliches im Zusammenspiel von Mensch und Maschine, auch wenn vielen noch nicht
            ganz klar war, was es exakt bedeutet.“20

         Es ist eher kein Zufall, dass ausgerechnet Persönlichkeiten, die als Führungskräfte
            täglich mit der Digitalisierung und ihren fundamentalen Veränderungen von Wirtschaft
            und Gesellschaft zu tun haben, einem bedingungslosen Grundeinkommen gegenüber positiv
            eingestellt sind. So hat sich Timotheus Höttges, Chef der Deutschen Telekom, für ein
            bedingungsloses Grundeinkommen als „Grundlage für ein menschenwürdiges Leben“ ausgesprochen:
            „Es könnte eine Lösung sein – nicht heute, nicht morgen, aber in einer Gesellschaft,
            die sich durch die Digitalisierung grundlegend verändert hat.“21 Ähnlich hat Siemens-Chef Joe Kaeser das Polarisierungspotenzial der Digitalisierung
            erkannt und als Abhilfe für ein bedingungsloses Grundeinkommen plädiert.22

         Neu entbrannt ist die Diskussion über ein Grundeinkommen in Deutschland auch durch
            die Schweizer Volksinitiative „Für ein bedingungsloses Grundeinkommen“, die im Juni
            2016 zur Abstimmung stand.23 Die Initiative verlangte vom Bund „die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens“,
            das „der ganzen Bevölkerung ein menschenwürdiges Dasein und die Teilnahme am öffentlichen
            Leben ermöglichen“ sollte, unabhängig von einer Erwerbsarbeit.24 Zwar lehnten drei von vier Eidgenoss(inn)en die Einführung eines Grundeinkommens
            für alle ab. Aber immerhin über eine halbe Million Schweizer/innen befürworteten es.25

         Die Abstimmung in der Schweiz wird nicht das Ende der Diskussion sein, ist vielmehr
            der Beginn einer internationalen Bewegung, die in den nächsten Jahrzehnten alle westlichen
            Länder erfassen wird.26 Finnland testete das bedingungslose Grundeinkommen zwei Jahre lang in der Praxis.
            Von den Ergebnissen erhofft man sich Einsichten darüber, wie ein Grundeinkommen die
            Anreize verändert, eine Beschäftigung zu suchen und anzunehmen.
         

         Es ist sicher kein Zufall, dass die Schweiz und Finnland die Staaten waren, in denen
            das bedingungslose Grundeinkommen zuletzt am intensivsten diskutiert wurde. Beide
            Staaten gehören im weltweiten Vergleich zu den wohlhabendsten Volkswirtschaften. Beide
            haben neben dem Wissen, dem Können und der Leistungsfähigkeit ihrer Bevölkerung kaum
            andere natürliche Standortvorteile. Deshalb ist in beiden Ländern das Bewusstsein
            ausgeprägter als anderswo, dass die Wirtschaftspolitik darauf ausgerichtet werden
            muss, menschliche Potenziale zu fördern, und weniger darauf, Unwillige zu zwingen,
            etwas zu tun, was diese nicht wollen und letztlich zum gesamtwirtschaftlichen Erfolg
            nicht maßgeblich beiträgt.
         

         Aber nicht nur in der Schweiz und Finnland, sondern auch in vielen anderen Ländern
            lassen sich mehr und mehr vor allem junge Menschen vom Grundeinkommen faszinieren,
            inspirieren und überzeugen.27 Sie wollen offensiv die Chancen nutzen, die neue Technologien, Wertewandel und Verhaltensveränderungen
            auch gerade für die Wirtschafts- und Sozialpolitik eröffnen. Sie möchten agieren,
            nicht reagieren, die Zukunft gestalten, nicht Problemfälle verwalten.
         

         In Deutschland werben verschiedene Netzwerke für ein bedingungsloses Grundeinkommen.28 DIE LINKE hat in ihrem Programm festgehalten, „dass Teile der Partei das Konzept
            des bedingungslosen Grundeinkommens vertreten und dass die kontroverse Diskussion
            weiter geführt werden soll.“29 In Schleswig-Holstein hat die seit Juni 2017 regierende „Jamaika“-Koalition unter
            dem CDU-Ministerpräsidenten Daniel Günther vereinbart, „ein Zukunftslabor mit den
            Akteurinnen und Akteuren der Arbeitsmarktpolitik und aus der Wissenschaft ins Leben
            [zu] rufen, in deren Rahmen die Umsetzbarkeit neuer Absicherungsmodelle, z. B. ein
            Bürgergeld, ein Grundeinkommen oder die Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme,
            diskutiert und bewertet werden sollen.“30 Berlins Regierender Bürgermeister Michael Müller will ein „solidarisches Grundeinkommen“
            einführen, dem „ein echtes Arbeitsverhältnis“ und ein „normaler Arbeitslohn“ zugrunde
            liegen, wodurch „Sozialabgaben geleistet“ und „Rentenansprüche erworben“ werden.31

         Die Idee eines Neuanfangs in der Sozialpolitik schwappt aus Berlin auf die Bundesebene
            über. So wollen führende SPD-Politiker die Hartz-Regelungen durch das solidarische
            Grundeinkommen (SGE) ersetzen.32 Ein solches, durch öffentliche Mittel finanziertes Grundeinkommen soll an die Aufnahme
            einer „gesellschaftlich relevanten“ Erwerbstätigkeit geknüpft werden. Ziel der Initiative
            ist es, künftig „Teilhabe“ statt „Ausschluss“ zu finanzieren und den Zusammenhalt
            in Zeiten von Modernisierung und Digitalisierung zu stärken. „Das SGE grenzt sich
            damit zunächst deutlich von Konzepten eines Bedingungslosen Grundeinkommens (BGE)
            ab, das auch ohne die Aufnahme einer Beschäftigung gewährt würde.“33

         Eine Reihe von Veröffentlichungen befeuern das politische Interesse am Grundeinkommen.34 Und in wissenschaftlichen Analysen werden Chancen und Risiken, Vor- und Nachteile
            des Grundeinkommens ausführlich diskutiert.35 Deutlich wird dabei, dass es eine Vielzahl unterschiedlicher Modelle und Vorstellungen
            gibt, wie hoch ein Grundeinkommen sein könnte, wer es mit oder ohne Bedingungen erhalten
            sollte und wie es zu finanzieren wäre.
         

         Der größte gemeinsame Nenner der verschiedenen Konzepte eines Grundeinkommens ist
            wohl, dass der Staat allen Gesellschaftsmitgliedern das Existenzminimum absichert –
            wobei heftig gestritten wird, was alles zum Existenzminimum gehören soll und wie hoch
            demzufolge die Geldsumme sein soll, die allen zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts
            vom Staat zugesprochen wird. Ebenso strittig ist die Frage, ob ein Grundeinkommen
            bisherige staatliche Sozialleistungen ergänzen oder ersetzen soll.
         

         Das im Folgenden vorgestellte Konzept eines Grundeinkommens ist somit eines von vielen
            in der Diskussion befindlichen Modellen. Es folgt der Überzeugung, dass die Digitalisierung
            mit Wucht und Tempo Lebensalltag und Arbeitswelt radikal verändert, was einen ebenso
            radikalen Perspektivenwechsel in der Wirtschafts- und Sozialpolitik erforderlich macht.
         

      

      
         
            2.Eckpfeiler eines bedingungslosen Grundeinkommens

         

         Um die Funktionsweise eines bedingungslosen Grundeinkommens erkennen und seine Folgewirkungen
            nachvollziehen zu können, werden seine Leistungs- und Finanzierungsseite zunächst
            allgemein qualitativ erläutert. Eckpfeiler eines idealtypischen BGE-Modells könnten
            sein:
         

         
            	
               Der Staat lässt allen Staatsangehörigen vom Säugling bis zum Greis lebenslang Monat
                  für Monat eine Transferzahlung in Höhe des soziokulturellen Existenzminimums zukommen,
                  die aus dem allgemeinen Staatshaushalt über Steuern finanziert wird. Wie heute auch
                  wird die Höhe des soziokulturellen Existenzminimums von der Bundesregierung periodisch
                  festgelegt – so ergibt sich für 2018 ein Freibetrag für das Existenzminimum eines
                  Erwachsenen von 9.000 Euro (steuerlicher Grundfreibetrag) bzw. eines Kindes von 7.428 Euro
                  (steuerlicher Kinderfreibetrag zuzüglich des Freibetrages für Betreuungs- und Erziehungs-
                  oder Ausbildungsbedarf).36

            

            	
               Das Grundeinkommen wird ohne Bedingung, ohne Gegenleistung, ohne Antrag und damit
                  ohne bürokratischen Aufwand als sozialpolitischer Universaltransfer an alle in gleicher
                  Höhe monatlich ausbezahlt.
               

            

            	
               Natürlich kann – wenn politisch gewünscht – für Kinder ein verringerter Betrag ausbezahlt
                  werden, wenn Politik und Bevölkerung die Meinung vertreten sollten, dass Kinder als
                  Mitbewohner/innen in einem Familienhaushalt geringere Alltagskosten zu decken haben
                  als Erwachsene.
               

            

            	
               Es bleibt den politisch Verantwortlichen unbenommen, für Härtefälle aufgrund physischer
                  oder psychischer Beeinträchtigungen, die für Betroffene zusätzliche Kosten für Behandlungen
                  oder bauliche Maßnahmen erforderlich machen, das Grundeinkommen zu erhöhen. Beispielsweise
                  ließe sich ein Multiplikationsverfahren des Grundeinkommens ähnlich des Grads der
                  Behinderung bei der Feststellung der Voraussetzungen für Leistungen nach dem Neunten
                  Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) – vorstellen.
                  Genauso könnte ein Verfahren verfolgt werden, das heute bei der privaten Unfallversicherung
                  im Invaliditätsfall in Form der „Gliedertaxe“ praktiziert wird.
               

            

            	
               Das Grundeinkommen unterscheidet nicht zwischen Erwerbstätigen und Erwerbslosen. Auch
                  wird nicht zwischen selbstständiger und unselbstständiger Beschäftigung differenziert.
                  Alle – ob mit oder ohne Erwerbstätigkeit – werden gleichbehandelt.
               

            

            	
               In das Grundeinkommenssystem werden alle deutschen Staatsangehörigen von Geburt bis
                  ans Lebensende einbezogen. Im Ausland lebende deutsche Staatsangehörige behalten ihren
                  vollen Anspruch unbesehen des neuen Wohnsitzlandes. Hier bedarf es der Regelung, wie
                  Zugewanderte oder Eingebürgerte behandelt werden, wenn sie Deutschland wieder verlassen.
                  Da wäre es wohl sinnvoll, die Fortzahlung des Grundeinkommens bei Auswanderung an
                  die vorher in Deutschland verbrachte Lebenszeit zu koppeln (beispielsweise könnte
                  das volle Grundeinkommen nur erhalten, wer vorher 30 Jahre in Deutschland gelebt hat).
               

            

            	
               Bei Zugewanderten kann mit einer Warteregelung auf ganz einfache Weise ein „Sozialtourismus“
                  verhindert werden. Wer als Ausländer/in einwandert, erhält nicht sogleich, sondern
                  erst nach einer längeren Wartezeit und sukzessive in Abhängigkeit der legalen Aufenthaltsdauer
                  in Deutschland das volle Grundeinkommen. Dass ein solches Vorgehen auch mit dem Europarecht
                  konform bleibt und bei der Sozialpolitik für Ausländer/innen ein Übergang vom Wohnsitzland-
                  zum Herkunftslandprinzip möglich ist, hat sich bei den Verhandlungen der EU-Kommission
                  mit dem Vereinigten Königreich im Vorfeld des Brexit-Referendums gezeigt, als ein
                  entsprechender Wechsel vereinbart wurde. Ähnliche Überlegungen wurden mittlerweile
                  auch im Bundesministerium für Arbeit und Soziales umgesetzt. EU-Ausländer/innen müssen
                  künftig fünf Jahre warten, bis sie Anspruch auf Sozialhilfe haben.37

            

            	
               Mit einer Warteregelung kann der Gesetzgeber einem Missbrauch oder sozial ungewollten
                  Mitnahmeeffekten einen wirkungsmächtigen Riegel vorschieben. Beispielsweise könnte
                  für Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit zunächst für die ersten fünf oder
                  zehn Jahre eine soziale Absicherung entsprechend den sozialpolitischen Regelungen
                  im Herkunftsland der Zugewanderten gelten. Erst danach und sukzessive über eine Aufenthaltsdauer
                  von weiteren fünf oder zehn Jahren entstünden Ansprüche an das deutsche Grundeinkommen.
               

            

            	
               Das Grundeinkommen erhalten alle steuerfrei – unabhängig von eigenem Einkommen. Wem
                  die Lebensqualität auf Höhe des Existenzminimums nicht genügt, muss selbstverantwortlich
                  durch eigene Anstrengung eigenes Einkommen erwirtschaften. Und dabei gilt auch weiterhin:
                  Wer Einkommen erzielt, bezahlt Steuern.
               

            

            	
               Einkommen aller Art (Lohn, Kapitalertragseinkommen wie Zinsen, Dividenden oder ausgeschüttete
                  Gewinne sowie Mieten, Tantiemen und Lizenz- oder Erträge aus intellektuellem Einkommen
                  wie Marken-, Vermarktungs- oder Buchrechte) wird an der Quelle erfasst und vom ersten
                  bis zum letzten Euro mit einem einheitlichen und für alle Einkommen gleichbleibenden
                  Steuersatz belastet. Die Quellensteuer ermöglicht, alle ausgeschütteten Gewinne als
                  Steuerbasis zu erfassen, also auch diejenigen, die an im Ausland lebende Eigentümer/innen
                  fließen.
               

            

            	
               Der Gesetzgeber kann problemlos bestimmen, wie der Steuersatz auszugestalten ist und
                  ob er linear oder progressiv verlaufen soll. Der konstante Steuersatz ist für ein
                  Grundeinkommen nicht systembedingt unverzichtbar. Das Grundeinkommen ist auch mit
                  variablen Steuersätzen oder mit Stufensteuersätzen vereinbar. Die Konstanz der Steuersätze
                  hat lediglich immense administrative Vorteile. Sie ermöglicht eine einfache Steuererhebung
                  an der Quelle und damit den Verzicht auf eine Steuererklärung. Eine Steuererklärung
                  muss dann insbesondere nur noch für im Ausland erworbenes Einkommen erfolgen (da das
                  Ausland nicht für den deutschen Fiskus die Quellensteuer für deutsche Steuerangehörige
                  einsammeln dürfte). Dabei gilt auch für Auslandseinkommen, dass das erwirtschaftete
                  Nettoeinkommen mit dem für alle Einkommen geltenden Satz besteuert wird.
               

            

            	
               Es gibt keine Steuerfreibeträge. Denn das Grundeinkommen ist bereits ein Freibetrag,
                  den – und das ist der Unterschied zu heute – alle in vollem Umfang geltend machen
                  können und nicht nur (wie derzeit), wer steuerpflichtig ist (also arbeitet oder ein
                  Einkommen erwirtschaftet).
               

            

            	
               Werbungskosten – also Kosten, die für Personen mit dem Wertschöpfungsprozess verbunden
                  sind – müssen gegenüber dem Arbeitgeber oder dem Auftraggeber und somit an der Quelle
                  der Wertschöpfung direkt als Spesen geltend gemacht werden. Sie sind letztlich immer
                  Aufwendungen, die eine Folge des Einkommenserwerbs sind. Also sind weder der Staat
                  noch das Finanzamt involviert. Somit bedarf es auch keiner staatlichen Einmischung
                  oder steuerlichen Kompensation. Im Klartext: Werbungskosten werden als Spesen behandelt
                  und entfallen als steuerlicher Abzugsgrund komplett. Das gesamte Einkommen wird als
                  verfügbares Nettoeinkommen behandelt und vollumfänglich und ohne Abzug an der Quelle
                  besteuert. Das gilt auch für Auslandseinkommen, die – dem Nettoprinzip folgend – ohne
                  Abzugsmöglichkeiten besteuert werden.
               

            

            	
               Das Grundeinkommen ersetzt alle steuer- und abgabenfinanzierten Sozialleistungen:
                  Es gibt weder gesetzliche Renten- und Arbeitslosenversicherung noch Arbeitslosengeld,
                  Sozialhilfe, Wohn- oder Kindergeld.
               

            

            	
               Die heute zu leistenden Beiträge an die Sozialversicherungen entfallen vollständig.
                  Es gibt keine auf Löhne erhobenen Abgaben an die sozialen Sicherungssysteme (also
                  Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge) mehr. Die Sozialversicherungen
                  in ihrer heutigen Form und Wirkungsweise könnten abgeschafft werden.
               

            

            	
               Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Urlaubsgeld und ähnliche durch die Tarifpartner
                  oder vertragliche Regeln zwischen Arbeitgeber(inne)n und Arbeitnehmer(inne)n vereinbarte
                  Zusagen werden durch das Grundeinkommen nicht berührt. Sie bleiben weiterhin bestehen.
               

            

            	
               Für Kranken- und Unfallversicherung gibt es entweder eine Grundversicherungspflicht.
                  Dann gehört der notwendige Beitrag für eine Grundversicherung zum Existenzminimum
                  und ist damit in die politische Festlegung des Grundeinkommens einzubeziehen (das
                  Grundeinkommen muss dann entsprechend erhöht werden). Oder der Staat vergibt an alle
                  staatliche Versicherungsgutscheine, die bei jeder Kranken- bzw. Unfallversicherung
                  für eine Grundversicherung eingelöst werden können. Dann müsste für die Grundversicherung
                  ein Diskriminierungsverbot (niemand darf von einem Vertrag ausgeschlossen werden)
                  und ein Kontrahierungszwang (alle haben Anrecht auf einen Vertrag) gelten. Oder das
                  Grundeinkommen wird durch ein staatliches Gesundheitswesen ergänzt, bei dem eine wie
                  weit auch immer reichende medizinische Grundversorgung für alle kostenlos angeboten
                  wird.
               

            

         

         Das hier vorgestellte Modell eines bedingungslosen Grundeinkommens ist im Kern nichts
            anderes als eine fundamentale Steuerreform. Dabei folgt es dem Konzept einer negativen
            Einkommensteuer, wie es von Milton Friedman vorgeschlagen wurde.38

         
            	
               Das Grundeinkommen ist eine Steuerreform, weil es als Universalzahlung alle personenbezogenen
                  Sozialtransfers in einem einzigen Instrument bündelt, dem bedingungslos ausbezahlten
                  Grundeinkommen. So kann das mehrspurige Gewirr von über allgemeine Steuern und Sozialversicherungsabgaben
                  aus dem Arbeitseinkommen finanzierten sozialpolitischen Maßnahmen ersetzt werden.
                  Das Grundeinkommen folgt damit dem Konzept einer negativen Einkommensteuer.
               

            

            	
               „Negative“ Einkommensteuer bedeutet, dass alle zunächst einmal Geld vom Staat erhalten,
                  was aus staatlicher Sicht einem „negativen“ Abfluss und damit dem Gegenteil eines
                  Steuerzuflusses entspricht. Dann aber zahlen alle, die Einkommen erwirtschaften, auf
                  alle Einkommen Steuern – und zwar an der Quelle, vom ersten Euro an. Somit zeigt sich,
                  dass auch weiterhin am Ende (also im Saldo, der die Steuerzahlungen mit dem Grundeinkommen
                  verrechnet) der größte Teil der Bevölkerung aus der Sicht des Staates „positive“ Steuern
                  bezahlt.
               

            

            	
               Wichtig dabei ist, dass alles Einkommen gleich und gleichermaßen besteuert wird –
                  also Kapitalerträge genauso wie Arbeitseinkommen. Das gilt auch für die mit Hilfe
                  von Robotern erwirtschaftete Wertschöpfung. Sobald Geld von Firmen in welcher Form
                  auch immer (also ob als Lohn – auch für Führungskräfte oder Eigentümer – oder als
                  Gewinne) an Beschäftigte oder an die Aktionäre bzw. Gesellschafter/innen ausgeschüttet
                  werden, gelangt an der Quelle immer derselbe Steuersatz zur Anwendung.
               

            

         

         Dass allen, dem/der Besser- wie dem/der Geringverdienenden, ein gleich hohes Grundeinkommen
            ausbezahlt wird, ist weder ungerecht noch unnötig. Es ist schlicht nichts anderes
            als ein Verrechnungsvorgang zum Zweck der bürokratischen Vereinfachung. Alle erhalten
            zunächst eine Steuergutschrift. Alle zahlen danach auf alle Einkommen Steuern – der/die
            Besserverdienende mehr als der/die Geringverdienende.
         

         Entscheidend ist, was am Ende – also nach den Steuerzahlungen auf das Einkommen –
            für eine Nettobilanz besteht. Ob also jemand mehr oder weniger Einkommensteuer zahlt,
            als er an Grundeinkommen erhalten hat. In der Praxis wird sich dann zeigen, dass die
            Mehrheit der Bevölkerung auch mit einem Grundeinkommen netto – also über alles gerechnet –
            weiterhin Steuern zahlt. Wer viel verdient, wird weit mehr Steuern an den Staat abführen,
            als er oder sie in Form des Grundeinkommens vom Staat an Transfers erhält. Er oder
            sie ist netto Steuerzahler und das Grundeinkommen mindert lediglich die Steuerlast.
         

         Wer wenig oder gar nichts verdient, wird weniger Steuern bezahlen als das Grundeinkommen.
            Er oder sie ist Zuschuss- oder Transferempfänger/in, weil er bzw. sie insgesamt vom
            Staat mehr Geld erhält, als er oder sie an den Staat Steuern zahlt. Aus Sicht der
            Staatskasse ist sein bzw. ihr Beitrag negativ.
         

         Wie viel Steuern die Besserverdienenden mehr zahlen sollen als die Geringverdienenden,
            damit unterschiedlichen Gerechtigkeitsvorstellungen entsprochen wird, ist eine Frage,
            die politisch beantwortet werden muss. Mit dem Grundeinkommen an sich hat das nichts
            zu tun. Es ist lediglich das Instrument zur Umsetzung politischer Entscheidungen.
         

         Klar wird, dass die Höhe des Grundeinkommens und der Steuersatz die Stellschrauben
            sind, mit denen Politik und Bevölkerung das neue Sozialsystem steuern können. Dabei
            gilt es, zwischen Gerechtigkeitszielen und Anreizeffekten ein vernünftiges Gleichgewicht
            zu finden. Diese Abwägung ist weder spezifisch für das Grundeinkommen noch eine neue
            Problematik. Sie ist in jedem Falle mit jeder Form von Sozialpolitik verbunden.
         

         Zwischen den Arbeitsanreizen jener, die staatliche Unterstützung erhalten, und den
            Leistungsanreizen der anderen, die staatliche Transfers durch Steuern zu finanzieren
            haben, besteht ein Spannungsfeld – immer, nicht nur beim Grundeinkommen. Ein hohes
            Grundeinkommen macht hohe Steuersätze erforderlich. Dadurch werden Anreize zu eigener
            Leistung geschmälert. Erwerbsarbeit wird dann weniger attraktiv. Ein niedriges Grundeinkommen
            lässt sich mit niedrigen Steuersätzen finanzieren. Eine geringe Steuerbelastung wirkt
            sich positiv auf die Leistungsanreize aus: Erwerbsarbeit wird erstrebenswerter.
         

      

      
         
            3.Einige Beispiele

         

         Im Folgenden soll anhand verschiedener Einkommenshöhen beispielhaft aufgezeigt werden,
            wie sich ein Grundeinkommen quantitativ auswirkt. Ganz allgemein gelten dabei folgende
            Formeln zur Berechnung von Bruttoeinkommen (BE), Nettoeinkommen (NE) sowie Bruttosteuern
            (BS) und Nettosteuern (NS), wobei ein für alle gleich hohes bedingungsloses Grundeinkommen
            (BGE) ausbezahlt und Einkommen mit einem für alle Einkommensarten gleich bleibenden
            Brutto-Steuersatz t (in Prozent ausgedrückt und deshalb mit Kleinbuchstaben dargestellt)
            besteuert werden:
         

         
            	
               Bruttosteuer (BS) = t * Bruttoeinkommen (BE)
               

            

            	
               Nettosteuer = Bruttosteuer (BS) minus Grundeinkommen (BGE) 
= (t * BE) – BGE
               

            

            	
               Nettoeinkommen = Bruttoeinkommen minus Nettosteuer 
= BE – [(t * BE) – BGE] = (1 – t) * BE + BGE
               

            

         

         Wird beispielhaft angenommen, dass an alle (unabhängig von den durch eigene Anstrengungen
            erwirtschafteten Einkommen) ein Grundeinkommen von 1.000 Euro im Monat oder 12.000 Euro
            pro Jahr ausbezahlt und ein direkter Brutto-Steuersatz (t) für alle Einkommensarten
            von 50 Prozent (Flat Tax) an der Quelle erhoben wird, zeigt sich der in Abbildung 1
            dargestellte Verlauf des Nettoeinkommens (NE) für unterschiedliche Bruttoeinkommen
            (BE) von jährlich 0 Euro bis 48.000 Euro.
         

         [image: ]Abbildung 1: Verlauf des jährlichen Nettoeinkommens für unterschiedliche Bruttoeinkommen (aus
               eigener Leistung) von 0 Euro bis 48.000 Euro bei einem Grundeinkommen von 12.000 Euro
               pro Jahr und einem Brutto-Einkommensteuersatz von 50 Prozent
            

         

         Unter den getroffenen Annahmen (Grundeinkommen jährlich 12.000 Euro, direkter Steuersatz
            50 Prozent) bildet das Bruttoeinkommen von 24.000 Euro die Grenze, welche die Bevölkerung
            in Nettosteuerzahlende und Nettotransferempfangende teilt. Wer weniger verdient, erhält
            vom Staat netto Geld. Wer mehr verdient, zahlt netto Geld an den Staat.
         

         Um den Mechanismus zwischen Brutto- und Nettoeinkommen noch besser verstehen und insbesondere
            auch erkennen zu können, wie hoch die Nettosteuerbelastung (NS) tatsächlich ausfällt,
            soll an einigen konkreten Beispielen die Wirkungsweise des Grundeinkommens auf das
            Nettoeinkommen veranschaulicht werden.
         

         
            
               Beispiel 1: Arbeitslose Person ohne jegliches Einkommen durch eigene Leistung

               Wer aus eigener Leistung gar kein Bruttoeinkommen erwirtschaftet, zahlt auch keine
                  Steuern, erhält aber pro Jahr ein Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit beträgt auch
                  das Nettoeinkommen 12.000 Euro. Keine Steuern zu zahlen, aber 12.000 Euro zu erhalten,
                  bedeutet, dass diese Person einen Nettotransfer (Geschenk) vom Staat in Höhe von 12.000 Euro
                  erhält, mit dem ihr Existenzminimum finanziert werden kann.
               

               Beispiel 2: Aushilfe mit einem jährlichen Einkommen durch eigene Leistung in Höhe
                     von 12.000 Euro

               Wer aus eigener Leistung ein jährliches Bruttoeinkommen von 12.000 Euro erwirtschaftet,
                  zahlt (bei einem Einkommensteuersatz von 50 Prozent) 6.000 Euro Steuern. Damit schmilzt
                  das Nettoeinkommen vorerst auf 6.000 Euro (12.000 Bruttoeinkommen minus 6.000 Euro
                  Steuern). Die Person erhält aber gleichzeitig (wie alle anderen auch) pro Jahr ein
                  Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit ist das tatsächliche Nettoeinkommen 18.000 Euro.
                  Nämlich 6.000 Euro, die vom eigenerwirtschafteten Einkommen nach der Steuerzahlung
                  verbleiben, plus die 12.000 Euro Grundeinkommen. Insgesamt erhält diese Person einen
                  Nettotransfer (Geschenk) vom Staat in Höhe von 6.000 Euro. Sie hat nämlich 6.000 Euro
                  Steuern bezahlt, aber 12.000 Euro Grundeinkommen erhalten, was im Saldo eben ein Geschenk
                  in Höhe von 6.000 Euro bedeutet.
               

               Beispiel 3: Wachdienst mit einem jährlichen Einkommen durch eigene Leistung in Höhe
                     von 24.000 Euro

               Wer aus eigener Leistung ein jährliches Bruttoeinkommen von 24.000 Euro erwirtschaftet,
                  zahlt (bei einem Einkommensteuersatz von 50 Prozent) 12.000 Euro Steuern. Damit schmilzt
                  das Nettoeinkommen vorerst auf 12.000 Euro (24.000 Bruttoeinkommen minus 12.000 Euro
                  Steuern). Die Person erhält aber gleichzeitig (wie alle anderen auch) pro Jahr ein
                  Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit ist das tatsächliche Nettoeinkommen 24.000 Euro.
                  Nämlich 12.000 Euro, die vom eigenerwirtschafteten Einkommen nach der Steuerzahlung
                  verbleiben, plus 12.000 Euro Grundeinkommen. Insgesamt zahlt diese Person weder Steuern,
                  noch erhält sie einen Nettotransfer (Geschenk) vom Staat. Sie hat nämlich 12.000 Euro
                  Steuern bezahlt, aber auch 12.000 Euro Grundeinkommen erhalten, was einen Saldo von
                  Null ergibt.
               

               Beispiel 4: Bankangestellte mit einem jährlichen Einkommen durch eigene Leistung in
                     Höhe von 48.000 Euro

               Wer aus eigener Leistung ein jährliches Bruttoeinkommen von 48.000 Euro erwirtschaftet,
                  zahlt (bei einem Einkommensteuersatz von 50 Prozent) 24.000 Euro Steuern. Damit schmilzt
                  das Nettoeinkommen vorerst auf 24.000 Euro (48.000 Bruttoeinkommen minus 24.000 Euro
                  Steuern). Die Person erhält aber gleichzeitig (wie alle anderen auch) pro Jahr ein
                  Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit ist das tatsächliche Nettoeinkommen 36.000 Euro,
                  nämlich 24.000 Euro, die vom eigenerwirtschafteten Einkommen nach der Steuerzahlung
                  verbleiben, plus 12.000 Euro Grundeinkommen. Insgesamt zahlt diese Person Steuern
                  in Höhe von 12.000 Euro. Sie hat nämlich 24.000 Euro Steuern bezahlt, aber nur 12.000 Euro
                  Grundeinkommen erhalten, was in der Endabrechnung eine Netto-Steuerbelastung in Höhe
                  von 12.000 Euro ergibt.
               

               Beispiel 5: Ingenieur mit einem jährlichen Einkommen durch eigene Leistung in Höhe
                     von 96.000 Euro

               Wer aus eigener Leistung ein jährliches Bruttoeinkommen von 96.000 Euro erwirtschaftet,
                  zahlt (bei einem Einkommensteuersatz von 50 Prozent) 48.000 Euro Steuern. Damit schmilzt
                  das Nettoeinkommen vorerst auf 48.000 Euro (96.000 Bruttoeinkommen minus 48.000 Euro
                  Steuern). Die Person erhält aber gleichzeitig (wie alle anderen auch) pro Jahr ein
                  Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit ist das tatsächliche Nettoeinkommen 60.000 Euro.
                  Nämlich 48.000 Euro, die vom eigenerwirtschafteten Einkommen nach der Steuerzahlung
                  verbleiben, plus die 12.000 Euro Grundeinkommen. Insgesamt zahlt diese Person Steuern
                  in Höhe von 36.000 Euro. Sie hat nämlich 48.000 Euro Steuern bezahlt, aber nur 12.000 Euro
                  Grundeinkommen erhalten, was in der Endabrechnung eine Netto-Steuerbelastung in Höhe
                  von 36.000 Euro ergibt.
               

            

         

         Vergleicht man aus den Beispielberechnungen den Verlauf von Brutto- und Nettoeinkommen,
            zeigt sich das in Abbildung 2 dargestellte Bild.
         

         [image: ]Abbildung 2: Verlauf des jährlichen Nettoeinkommens für unterschiedliche Bruttoeinkommen (aus
               eigener Leistung) von 0 Euro bis 240.000 Euro bei einem Grundeinkommen von 12.000 Euro
               pro Jahr und einem Brutto-Einkommensteuersatz von 50 Prozent
            

         

         Bei einem jährlichen Grundeinkommen von 12.000 Euro erhalten alle, die pro Jahr weniger
            als 24.000 Euro Einkommen aus eigener Leistungsfähigkeit erzielen, vom Staat einen
            mit zunehmendem eigenerwirtschafteten Bruttoeinkommen gegen Null abschmelzenden Nettotransfer –
            im Maximalfall von 12.000 Euro (bei einem Bruttoeinkommen von Null). Alle anderen,
            also alle mit einem jährlichen Bruttoeinkommen von mehr als 24.000 Euro, zahlen netto
            Steuern.
         

         Es ist also eine Mär, dass bei einem bedingungslosen Grundeinkommen niemand mehr Steuern
            bezahlen würde. Die Mehrheit der Bevölkerung (nämlich im Beispielfall mit einem Grundeinkommen
            von 12.000 Euro alle mit einem Bruttoeinkommen von mehr als 24.000 Euro) würde – wie
            das auch heutzutage der Fall ist – Steuern bezahlen, und zwar netto, das heißt, sie
            zahlen einen Steuerbetrag, der höher als das erhaltene Grundeinkommen ausfällt.
         

         Richtig ist, dass sich im Beispielfall für unterschiedliche durch eigene Leistungen
            erwirtschaftete Einkommen zwischen 0 und 600.000 Euro folgende Brutto- und Nettosteuerbelastungen
            ergeben:
         

         Tabelle 1: Brutto- und Nettoeinkommen, Brutto- und Nettosteuerschuld sowie Nettosteuersatz
            für verschiedene Einkommenshöhen bei einem Grundeinkommen von 1.000 Euro pro Monat
            (bzw. 12.000 Euro pro Jahr) und einem Bruttosteuersatz von 50 Prozent auf alle Einkommensarten
         

         [image: ]

         Annahmen:

         
            	
               Grundeinkommen für alle Bruttoeinkommen identisch: 1.000 Euro pro Monat bzw. 12.000 Euro
                  pro Jahr
               

            

            	
               Direkter Bruttosteuersatz für alle Einkommensarten 50 Prozent (Flat Tax) an der Quelle
                  erhoben
               

            

            	
               Bruttosteuerschuld = 0,5 * Bruttoeinkommen

            

            	
               Nettosteuerschuld = Bruttosteuerschuld minus Grundeinkommen

            

            	
               Nettosteuersatz = Nettosteuerschuld in Prozent des Bruttoeinkommens

            

            	
               Nettoeinkommen = Bruttoeinkommen minus Nettosteuerschuld

            

         

         Wer brutto mehr verdient, zahlt auch netto mehr Steuern. Zudem steigt der Nettosteuersatz
            mit zunehmendem Bruttoeinkommen an – der Steuersatz ist mithin progressiv. Aber der
            Nettosteuersatz liegt immer unter dem für alle Einkommen gleichermaßen geltenden und
            gleichbleibenden Bruttosteuersatz (von im Beispiel angenommenen 50 Prozent). Für große
            Bruttoeinkommen nähert sich der Nettosteuersatz dem Bruttosteuersatz.
         

         „Warum erhält auch eine gut bezahlte Professorin vom Staat Geld? Wer so viel Geld
            verdient, kann doch seine Existenz selbst finanzieren. Dass auch jene, die nicht bedürftig
            oder in Not sind, Anspruch auf ein Grundeinkommen haben, ist ein schlechter Witz!“
            So lautet ein weit verbreitetes Gegenargument.
         

         Auf den ersten Blick scheint es in der Tat merkwürdig zu sein, dass auch Gutverdienende
            in den Genuss staatlicher Unterstützung kommen sollen. Ebenso mögen sich einige daran
            stören, dass staatliche Hilfe nicht nur an jene fließt, die der staatlichen Unterstützung
            bedürfen, sondern mit der Gießkanne über alle ausgeschüttet wird. Beide Einwände halten
            einer genauen Prüfung nicht stand.
         

         An einem einfachen Beispiel soll veranschaulicht werden, wieso eine Kombination aus
            Grundeinkommen und einheitlichem Steuersatz, der auf allen Einkommen unbesehen ihrer
            Ursachen (also unabhängig davon, ob durch eigene Arbeit oder durch Renditen auf angelegtem
            Vermögen erwirtschaftet) liegt, zu einer progressiven Besteuerung sowohl bei der Nettosteuerschuld
            als auch beim Nettosteuersatz führt. Das Beispiel soll deutlich machen, dass das Grundeinkommen
            wie eine Steuergutschrift wirkt und für den überragenden Teil der Bevölkerung eher
            einem technischen Ablaufprozess der Bezahlung einer Steuerschuld entspricht als einer
            Steuerrevolution.
         

         Im Beispiel zur Veranschaulichung der Wirkungsweise des bedingungslosen Grundeinkommens
            geht es um eine Professorin, einen Filialleiter und eine Putzhilfe. Angenommen wird,
            dass alle drei ein Grundeinkommen von 1.000 Euro im Monat oder 12.000 Euro pro Jahr
            erhalten. Zudem soll ein für alle Einkommensarten gleichermaßen geltender und unabhängig
            von der Einkommenshöhe konstant bleibender direkter (Brutto-)Steuersatz von 50 Prozent
            erhoben werden. Wer zahlt am Ende unter diesen Umständen wie viel (Netto-)Steuern
            und welchen Anteil am Gesamteinkommen beanspruchen die (Netto-)Steuerzahlungen?
         

         
            	
               Die Professorin mit einem Monatsgehalt von brutto 10.000 Euro und demzufolge einem
                  Jahreseinkommen von 120.000 Euro zahlt – wie alle anderen – 50 Prozent davon, also
                  60.000 Euro, an Steuern und erhält – wie alle anderen – ein Grundeinkommen von 12.000 Euro.
                  Somit leistet sie eine Nettosteuer von 48.000 Euro, was – bezogen auf das Jahresgehalt
                  von 120.000 Euro – einem Nettosteuersatz von 40 Prozent entspricht. Pro Jahr steht
                  der Professorin also ein Nettoeinkommen von 72.000 Euro zur Verfügung.
               

            

            	
               Der Filialleiter mit einem Monatsgehalt von brutto 5.000 Euro und demzufolge einem
                  Jahreseinkommen von 60.000 Euro zahlt – wie alle anderen – 50 Prozent davon, also
                  30.000 Euro, an Steuern und erhält – wie alle anderen – ein Grundeinkommen von 12.000 Euro.
                  Somit leistet er eine Nettosteuer von 18.000 Euro, was – bezogen auf das Jahresgehalt
                  von 60.000 Euro – einem Nettosteuersatz von 30 Prozent entspricht. Pro Jahr steht
                  dem Filialleiter ein Nettoeinkommen von 42.000 Euro zur Verfügung.
               

            

            	
               Die Putzhilfe mit einem Monatsgehalt von brutto 2.000 Euro und demzufolge einem Jahreseinkommen
                  von 24.000 Euro zahlt – wie alle anderen – 50 Prozent davon, also 12.000 Euro, an
                  Steuern und erhält – wie alle anderen – ein Grundeinkommen von 12.000 Euro. Somit
                  leistet sie eine Nettosteuer von 0 Euro, was auch einem Nettosteuersatz von 0 Prozent
                  entspricht. Pro Jahr steht der Putzhilfe ein Nettoeinkommen von 24.000 Euro zur Verfügung.
               

            

         

         Vergleicht man die Professorin mit dem Filialleiter und der Putzhilfe, so zeigt sich,
            dass die Professorin brutto doppelt so viel verdient wie der Filialleiter, netto aber
            nur 71,4 Prozent mehr. Denn die Professorin zahlt netto mehr Steuern als der Filialleiter,
            nämlich in absoluten Größen 30.000 Euro mehr (48.000 Euro gegenüber 18.000 Euro),
            und er zahlt netto 48.000 Euro mehr Steuern als die Putzhilfe. In relativen Größen
            wird die Professorin mit einem Nettosteuersatz von 40 Prozent belastet, der Filialleiter
            nur mit 30 Prozent. Die Putzhilfe wird steuerlich überhaupt nicht belastet.
         

         Abbildung 3 veranschaulicht dieses Beispiel. Sie zeigt die Nettosteuereffekte für
            unterschiedliche, durch eigene Leistungen erwirtschaftete Jahreseinkommen von 0, 12.000,
            24.000, 36.000, 48.000, 60.000, 120.000 und 240.000 Euro:
         

         
            	
               Wer weniger als 24.000 Euro verdient, zahlt netto keine Steuern. Im Gegenteil: Er
                  erhält vom Staat Geld – im Maximalfall 12.000 Euro (bei einem Bruttoeinkommen von
                  0 Euro).
               

            

            	
               Wer mehr als 24.000 Euro verdient, zahlt netto Steuern.

            

            	
               Die Besserverdienenden zahlen netto mehr Steuern als die Geringverdienenden.

            

            	
               Die Besserverdienenden werden auch netto relativ stärker belastet. Mit steigendem
                  Bruttoeinkommen steigt der Nettosteuersatz an – nämlich von 0 Prozent bei einem Brutto-Jahreseinkommen
                  von 24.000 auf 17 Prozent bei 36.000, auf 25 Prozent bei 48.000 und auf 30 Prozent
                  bei 60.000 sowie auf 40 Prozent bei 120.000 Euro Brutto-Jahreseinkommen. Bei sehr
                  hohen Brutto-Jahreseinkommen nähert sich der Nettosteuersatz einem Höchstsatz von
                  ca. 50 Prozent an.
               

            

         

         Quintessenz: Das BGE ist ein progressives Steuersystem. Und progressive Steuern gelten
            als gerechte Steuern (weil die breiten Schultern der wirtschaftlich Starken mehr gemeinsame
            Lasten tragen müssen als die schmalen Schultern der Schwachen). Das Grundeinkommen
            erfüllt somit die gemeinhin als gerecht bewerteten Anforderungen eines Steuersystems.39

         [image: ]Abbildung 3: Nettosteuersatz für unterschiedliche jährliche Bruttoeinkommen bei einem jährlichen
               Grundeinkommen von 12.000 und einem Bruttosteuersatz von 50 Prozent
            

         

         Anders als bei einem flüchtigen Blick vermutet, ist das bedingungslose Grundeinkommen
            keine Gießkanne, die allen einen warmen Regen beschert. Im Gegenteil: Es ist zielgenau.
            Die Analyse der Nettosteuerbelastung macht klar, dass Schwache unterstützt und Starke
            belastet werden. Wer kein eigenes Einkommen hat, erhält vom Staat Geld; wer viel Einkommen
            hat, bezahlt auch (netto) viel.
         

         Weiter verdeutlicht Abbildung 3, dass sich der Nettosteuersatz mit steigendem Bruttoeinkommen
            immer mehr dem Grenzsteuersatz nähert. Der Grenzsteuersatz ist konstant und entspricht
            für alle Einkommen dem (ebenso konstant bleibenden) (Brutto-)Einkommensteuersatz (der
            im Beispiel, das Abbildung 3 zugrunde liegt, 50 Prozent beträgt). Es gibt keine überrissenen
            und damit leistungsverhindernden Grenzsteuersätze für Personen, die aus der Sozialhilfe
            oder einer Phase ohne Beschäftigung wieder ins Erwerbsleben zurückkehren.
         

         Schließlich erlaubt Abbildung 3 einen Vergleich der Nettosteuersätze eines fiktiven
            Beispiels mit der heutigen Realität. Es zeigt sich, dass bei den beispielhaft gewählten
            Annahmen der Nettosteuersatz (der ja auch dem Nettoabgabensatz entspricht, da es keine
            Sozialversicherungen und damit keine Sozialversicherungsbeiträge mehr geben würde),
            deutlich unter dem heutigen Stand liegt. Für hohe Einkommen, weit jenseits der heutigen
            Sozialversicherungspflichtgrenze, dürften die im Beispiel errechneten Nettosteuersätze
            eher über dem heutigen Niveau liegen.
         

      

      
         
            4.Fazit: Das Grundeinkommen ist beides – gerecht und liberal!

         

         Das bedingungslose Grundeinkommen ist nicht nur radikal gerecht, einfach und transparent.
            Es ist gleichermaßen ein zutiefst liberales, egalitäres und individualistisches Konzept:
         

         
            	
               Es ist liberal, weil es an staatliche Hilfe keine paternalistischen Vorbedingungen
                  knüpft. Es wird bedingungslos allen, unbesehen persönlicher Verhaltensweisen und Eigenschaften,
                  Lebens- oder Familienformen gewährt. Niemand überprüft, ob es gute oder schlechte
                  Gründe für eine Unterstützung gibt. Niemand koppelt staatliche Hilfen an bestimmte
                  Vorbedingungen.
               

            

            	
               Es ist egalitär, weil es alle gleich und gleichermaßen behandelt. Unabhängig von Alter,
                  Geschlecht, Familienstand, Beruf, Qualifikationen und Kenntnissen oder Wohnort erhalten
                  alle das soziokulturelle Existenzminimum vom Staat garantiert – nicht mehr und nicht
                  weniger.
               

            

            	
               Es ist individualistisch, weil es dem sozioökonomischen Wandel Rechnung trägt. Es
                  bricht mit der Illusion traditioneller Familienformen und einer lebenslang ungebrochenen
                  Erwerbsbiografie. Unterstützt werden alle, unabhängig davon, ob sie erwerbstätig,
                  selbstständig, mit oder ohne Beschäftigung sind oder ob sie in einer traditionellen
                  Familie, einer Patchwork-Beziehung oder als alleinerziehender Elternteil leben oder
                  Beruf, Wohnsitz oder Lebensabschnittspartner/innen wechseln. Das Problem der oft schwierigen
                  und gelegentlich sogar willkürlichen Definition von Bedarfsgemeinschaften und der
                  gegenseitigen Anrechenbarkeit von Einkommen oder Vermögen stellt sich beim Grundeinkommen
                  nicht. Ebenso entbehrlich ist ein kostenintensiver Kontrollaufwand. Niemand muss mehr
                  zur Feststellung einer gerechtfertigten staatlichen Unterstützung überprüfen, wer
                  mit wem in welcher persönlichen Beziehung steht.
               

            

         

         Trotzdem und gerade deswegen ist das Grundeinkommen ein sehr zielgenaues sozialpolitisches
            Konzept. Alle, die Hilfe benötigen, werden auf jeden Fall unterstützt. Niemand bleibt
            ohne Hilfe, niemand fällt unterhalb des Existenzminimums.
         

         Das Grundeinkommen setzt auf Leute, die motiviert sind, etwas zu leisten. Denn die
            Zukunft Deutschlands hängt von den Leistungswilligen und -fähigen ab. Die internationale
            Wettbewerbsfähigkeit der Firmen und damit das gesamtwirtschaftliche Wohlstandsniveau
            werden durch die Kreativen, die Innovativen und die Leistungsträger bestimmt. Sie
            müssen genauso gefördert werden, wie die Schwächeren gegen Not und Elend abzusichern
            sind. Nicht alle werden die sich bietenden Möglichkeiten nutzen. Aber wenigstens stehen
            die neuen Chancen eines Grundeinkommens allen offen.
         

      

   
      
         Richard David Precht

         Frei leben!
         

         Digitalisierung, Grundeinkommen und Menschenbild

      

      Alle sprechen von der Digitalisierung, aber kaum jemand begreift, welch tiefgreifende
         Umwälzung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft sie nach sich ziehen wird.40 Zwar ist häufig von der „Vierten Industriellen Revolution“ die Rede, aber vermeintlich
         kommt sie auf Samtpfoten daher. Denn biedere Tipps zu mehr Wachstum und Unternehmensgeist
         beherrschen Fachkongresse, Symposien und Podien. Besonders uninspiriert ist die schon
         seit Langem mit erstaunlich wenig Vorstellungskraft für die Zukunft begabte Zunft
         der Ökonomen. Trotz aller gewaltigen Umbrüche glauben sie, Arbeit, Beschäftigung und
         Gesellschaftsstruktur blieben in den nächsten Jahrzehnten weitgehend erhalten.
      

      Dabei hat bisher noch jede technisch-ökonomische Revolution zu gewaltigen Veränderungen,
         ja zu einer Neuerfindung der Gesellschaft geführt. Gesellschaftsutopie ist jedoch
         ein Genre, das in der Wirtschaft kaum jemand ernst nimmt. Auch aus den politischen
         Debatten in der westlichen Welt ist die demokratische Utopie weitgehend verschwunden.
         Sie steht, wenn überhaupt, als albern und weltfremd im Raum, jedenfalls dann, wenn
         sie sich nicht auf Technik, sondern auf Gesellschaft bezieht – so als hätte das eine
         mit dem anderen nichts zu tun. Keine Experimente – es scheint, als sei Konrad Adenauers
         Wahlslogan das einzige, was den Verteidiger(inne)n der Demokratie derzeit einfällt.
      

      Was für eine Utopie brauchen wir? Man kann das große Versprechen der Digitalisierung
         sehr unterschiedlich verstehen. Die eine Verheißung ist, wenige Menschen unermesslich
         reich zu machen, die andere, möglichst vielen Menschen die Chance auf ein erfülltes,
         selbstbestimmtes Leben zu geben. Hierfür bedarf es des bedingungslosen Grundeinkommens,
         auf dem die neue Gesellschaft basiert und das im Folgenden skizziert werden soll.
      

      
         
            1.Die Zukunft der Lohnarbeit im zweiten Maschinenzeitalter

         

         Das erste Maschinenzeitalter von der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zum Ende des 20. Jahrhunderts
            ersetzte die Körperkraft des Menschen durch Maschinen. Das zweite Maschinenzeitalter,
            das soeben begonnen hat, ersetzt seine Intelligenzleistungen in all jenen Bereichen,
            in denen Menschen nicht explizit Wert darauf legen, es mit Menschen statt mit Maschinen
            zu tun haben. Dieses neue Zeitalter, mit dem Begriff „Vierte Industrielle Revolution“
            eher verniedlicht, unterscheidet sich deutlich vom vorhergehenden. Nicht die Produktionsmaschinen
            ändern sich diesmal, sondern vor allem die Informationsmaschinen. Die Geschwindigkeit,
            in der jetzt und in Zukunft Informationen ausgetauscht und vernetzt werden, ist beispiellos
            in der Geschichte der Menschheit. Die Speicherkapazität von Computerchips hat sich
            in den letzten zehn Jahren vertausendfacht und wird in den nächsten Jahrzehnten weiter
            explodieren.
         

         Jeder Bereich unseres Wirtschaftens wird gegenwärtig digitalisiert, von der Beschaffung
            der Rohstoffe über die Produktion, das Marketing, den Vertrieb, die Logistik bis hin
            zum Service. Neue Wirtschaftszweige ersetzen alte Domänen. Schließlich kann der sog.
            Plattform-Kapitalismus mit allem handeln: mit Gegenständen, Übernachtungen, Kommunikation,
            Verkehr, Energie, Finanztransaktionen, Ernährung, Lebensberatung, Partnersuche und
            Bespaßung – und all das ohne Fachpersonal. Man lässt Kunden ihre Geschäfte selbst
            führen, auf eBay und mit Hilfe von Uber, über Airbnb und zukünftig mehr und mehr über
            Blockchains und FinTechs. Die Dynamik vieler neuer Geschäftsmodelle ist disruptiv –
            das Zauberwort der digitalen Revolution. Statt alte Technologien und altbewährte Serviceleistungen
            Schritt für Schritt zu verbessern, werden sie schlichtweg ersetzt. Der Taxiverkehr weicht Uber, das Hotelgewerbe wird von Airbnb untergraben, das selbstfahrende
            Auto ersetzt die Höchstleistungsprodukte der konventionellen Autoindustrie. Erhebliche
            Teile der Fertigung werden in Zukunft additiv durch den 3D-Drucker bewerkstelligt.
            Auch das klassische Kundengeschäft der Banken könnte bald hinfällig sein, weil digitalisierter
            Zahlungsverkehr keine Mittelsmänner und Institutionen mehr braucht.
         

         Dampfmaschine, Spinnmaschine, Elektrifizierung und Elektronik – nie wurde die Arbeit
            langfristig weniger, sondern immer wurde sie mehr. Der optimistische Zukunftsfreund
            lässt sich heute von Nüchternheit beseelen und misstraut den Propheten. Visionen hält
            er für überflüssig, weil man beim Thema „Zukunft“ ohnehin nie aktuell sein kann und
            niemand eine Glaskugel hat. So gibt man sich dem Lauf der Welt unhinterfragt hin und
            glaubt an nichts außer an die vielen kleinen Fakten, Zahlen und Kurven, die der technische
            Fortschritt täglich schafft.
         

         Auf dem Weltwirtschaftsforum 2016 in Davos wurde verkündet, die digitale Revolution
            koste die Industrieländer in den nächsten fünf Jahren ca. fünf Millionen Jobs. Solche
            Prognosen, das wissen ihre Urheber auch, sind nicht verlässlich. Aber es ist naheliegend
            oder sogar äußerst wahrscheinlich, dass Millionen von Buchhalter(inne)n, Finanzbeamt(inn)en,
            Verwaltungsfachleuten, Jurist(inn)en, Steuerberater(inne)n, Lkw-, Bus- und Taxifahrer(inne)n,
            Bankangestellten, Finanzanalyst(inn)en, Versicherungsagent(inn)en usw. schon bald
            nicht mehr gebraucht werden. Jede Tätigkeit, deren Routinen algorithmierbar sind,
            ist prinzipiell ersetzbar.
         

         Selbstverständlich wird es auch in Zukunft neue Berufe geben. Es fragt sich nur, wie
            viele? Und sie entstehen wohl weniger im Niedriglohnsektor als in der Hochleitungs-IT
            und in drei anderen Bereichen: dem quartären Sektor der höherrangigen Dienstleistungsberufe,
            jenen Berufen, in denen Menschen auch in Zukunft Wert darauf legen, mit realen Menschen
            zu tun zu haben, und dem Handwerk.
         

         Nichtsdestotrotz dürfte die Tendenz klar sein. Sehr viele Berufe fallen in Zukunft
            weg. Von den „Jobs“ des Niedriglohnsektors über einfache bis zu vergleichsweise anspruchsvollen
            Dienstleistungsberufen. Und selbst wenn wir viele Berufe des neuen Arbeitsmarkts noch
            nicht kennen – daran zu glauben, dass die Beschäftigung konstant bleibt oder gar steigt,
            ist fahrlässig bis irrsinnig. Denn die Digitalisierung – und das unterscheidet sie
            von früheren industriellen Revolutionen – erobert kein neues Terrain, sondern sie
            macht bestehendes effektiver.
         

         Der besondere Reiz vieler digitaler Geschäftsmodelle liegt darin, dass sie im herkömmlichen
            Sinne gar nichts produzieren. Dies ist der zweite Einwand. Geschäfte über eine Plattform
            statt über herkömmliche Firmen oder Banken zu machen, erzeugt keinen Mehrwert. Gleiches
            gilt für das gezielte Bewerben der Konsument(inn)en durch das Ausschlachten von Personendaten.
            Unternehmerische Gewinne und volkswirtschaftlicher Nutzen von Maschinen, Autos, Flugzeugen,
            Bahntrassen, Straßen, Gebäuden usw. lassen sich zueinander in Bezug setzen. Die Gewinne
            von Facebook und Google zu ihrem volkswirtschaftlichen Nutzen nicht. Große Datenbestände
            maschinell zu verknüpfen und Entscheidungen aufgrund automatisierter Algorithmen zu
            treffen, ist ein Riesengeschäft – fragt sich nur, für wen. „Wohlstand für alle“ (Ludwig
            Erhard) schafft das nicht unbedingt, auch frappierend wenige Arbeitsplätze. Bei eBay
            in Deutschland arbeiten bei drei Milliarden Euro Umsatz gerade mal 80 Beschäftigte,
            bei YouTube sind es vier!
         

      

      
         
            2.Der notwendige Umbau und die Idee des Grundeinkommens

         

         Eine Gesellschaft mit immer weniger Lohn- und Erwerbsarbeit rückt in großen Schritten
            näher. Grob eingeteilt hat dies zwei Folgen:
         

         
            	
               Unser System des Arbeitens, des Wirtschaftens und der sozialen Absicherung kann nicht
                  so bleiben wie es ist, sondern muss gründlich umgebaut werden. Die sozialversicherungspflichtigen
                  Erwerbstätigen werden die wachsende Zahl derer, die es in Zukunft nicht mehr sind,
                  nicht finanzieren können.
               

            

            	
               Immer mehr Menschen, für die keine bezahlte Arbeit mehr da ist, müssen gleichwohl
                  ihr Selbstwertgefühl behalten können. Sie müssen auch in Zukunft die Erfahrung machen,
                  nützlich zu sein und gebraucht zu werden.
               

            

         

         Die entscheidende Frage lautet, wie eine solche Gesellschaft zu gestalten ist. Wer
            im Jahr 2025 oder 2030 seinen Beruf als Bus- oder Taxifahrer verliert, wird nicht
            unweigerlich kreativ. Mancher wird auch aggressiv, destruktiv oder depressiv. Die
            große Welle der Entlassungen wird dem Umschwung der Wertvorstellungen sicher vorausgehen.
         

         Ob Erwerbsarbeit erfüllend oder identitätsstiftend ist, hängt von vielen Faktoren
            ab. Von der Tätigkeit selbst – Arbeit am Fließband dürfte kaum je erfüllend sein, im Callcenter auch selten –
            und von der Leitkultur der Gesellschaft. Am erfülltesten, so scheint es, ist Arbeit dann, wenn ich weitgehend
            unabhängiger Herr meiner Arbeit bin in gesicherten Verhältnissen. Aber selbst hier
            fragt sich, warum solche Arbeit zwangsläufig Erwerbsarbeit sein muss. Die erste Bedingung,
            um die neue Welt des digitalen Zeitalters nicht zu einer menschenverachtenden Dystopie
            werden zu lassen, ist also die materielle Grundsicherung!
         

         In Davos, auf den Podien der großen Zeitungen und in den Think Tanks der westlichen
            Welt befasst man sich mit der Frage: Wird es möglich sein, dass die Beschäftigungsquote
            erhalten bleibt, weil alle einfach weniger arbeiten? Arbeitszeitverkürzung würde verhindern,
            dass zu viele ausgegrenzt werden. Dass sich Arbeitgeber und Gewerkschaften der deutschen
            Metallindustrie im Februar 2018 darauf einigten, dass bestimmte Arbeiter auf Wunsch
            dort nur noch 28 Stunden arbeiten, ist ein Schritt in diese Richtung – selbst wenn
            das Motiv nicht die zukünftige Massenarbeitslosigkeit ist. Die Frage ist allerdings,
            für welche Branchen ein solches Modell taugt. Im öffentlichen Dienst hat es wahrscheinlich
            Perspektive. Erzieher/innen und Lehrer/innen könnten weniger arbeiten. In den Verwaltungen
            dagegen wäre die Arbeitszeitverkürzung wohl nur ein Modell auf Zeit, bis die meisten
            gar nicht mehr gebraucht werden. Und einen Topmanager, Außenminister, Bundesligaprofi,
            Projektmanager oder Chefarzt, der Teilzeit arbeitet, wird es auch in Zukunft nicht
            geben.
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